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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele Ermittlungen seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund von Äuße-
rungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 Strafgesetzbuch (StGB) 
oder verwandten Tatbeständen aufgenommen wurden (aufgeschlüsselt nach Jahr, 
zuständiger Staatsanwaltschaft, Tatbestand, Grund und Umfang des richterlichen 
Beschlusses);

2.	�wie viele dieser Ermittlungen, die seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund 
von Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 StGB oder 
verwandten Tatbeständen aufgenommen wurden, auf Meldungen einer staat-
lichen oder staatlich geförderten Meldestelle wie „REspect!“ zurückgingen;

3.	�wie viele Hausdurchsuchungen seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund von 
Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 StGB oder 
verwandten Tatbeständen angeordnet wurden (aufgeschlüsselt nach Jahr, zu-
ständiger Staatsanwaltschaft, Tatbestand, Grund und Umfang des richterlichen 
Beschlusses);

4.	�wie viele Hausdurchsuchungen seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund von 
Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 StGB oder 
verwandten Tatbeständen durchgeführt wurden (aufgeschlüsselt nach Jahr, zu-
ständiger Staatsanwaltschaft, Tatbestand, Grund und Umfang des richterlichen 
Beschlusses);

Antrag
des Abg. Daniel Lindenschmid u. a. AfD

und

Stellungnahme
des Ministeriums der Justiz und für Migration

Hausdurchsuchungen wegen Äußerungsdelikten 
in Baden-Württemberg

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 10046

2

5.	�wie viele der aufgrund von Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. 
bzw. 111 StGB oder verwandten Tatbeständen durchgeführten Hausdurch­
suchungen zu einer rechtskräftigen Verurteilung geführt haben (aufgeschlüsselt 
nach Jahren, Tatbestand, zuständigem Gericht);

6.	�welche staatlichen bzw. staatlich geförderten Meldestellen wie „REspect!“ seit 
2015 in Baden-Württemberg eingerichtet wurden, bei welcher Institution bzw. 
Organisation diese jeweils angesiedelt sind und wie viele Mitarbeiter dort tätig 
sind (aufgeschlüsselt nach Namen der Meldestelle, Jahr der Einrichtung, Trä-
ger, Zuwendungsgeber, Anzahl der Mitarbeiter und Höhe der jährlichen För-
dersumme);

7.	�wie viele Meldungen zu Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. 
bzw. 111 StGB oder verwandten Tatbeständen bei den einzelnen Meldestellen 
seit 2015 (bzw. seit deren jeweiliger späterer Einrichtung) eingingen und wie 
viele der Meldungen jeweils an Ermittlungsbehörden weitergeleitet wurden 
(aufgeschlüsselt nach Meldestellen, Jahren und Art des Tatbestands);

8.	�mit welchen staatlichen, privaten oder staatlich geförderten Meldestellen außer-
halb von Baden-Württemberg die Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg 
zusammenarbeiten (aufgeschlüsselt nach Namen und Sitz der Meldestellen);

9.	�auf welcher rechtlichen Grundlage die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwäl-
ten in Baden-Württemberg und Meldestellen wie „REspect!“ erfolgt.

10.12.2025

Lindenschmid, Scheer, Klos, Klecker, Hörner AfD

B e g r ü n d u n g

In den vergangenen Jahren ist es in den Bundesländern wiederholt zu Durch­
suchungen von Wohnungen aufgrund eines Verdachts sogenannter Äußerungs-
delikte (= Kundgabedelikte, Inhaltsdelikte) – wie Verbreiten von Propaganda-
mitteln/Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger und terroristischer Or-
ganisationen, Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole, Volksverhetzung, 
Beleidigung (§§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. StGB bzw. § 111 StGB) – gekommen. 
Zuletzt berichtete die Zeitschrift Legal Tribune Online (LTO) am 24. Oktober 2025 
über eine angeordnete Hausdurchsuchung beim bekannten Autor und Medienwis-
senschaftler Norbert Bolz in Berlin; diese wurde laut Medienberichten (Berliner 
Zeitung vom 23. Oktober 2025) durch eine Meldung der staatlichen hessischen 
Plattform „Hessen gegen Hetze“ ausgelöst.

Ähnliche Meldestellen sind in jüngerer Zeit in mehreren Bundesländern einge-
richtet worden, beispielsweise die Meldestelle „REspect! im Netz“, die von der 
Jugendstiftung Baden-Württemberg betrieben wird, mit der Bayerischen Staats-
regierung kooperiert und im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 
durch das Bundesfamilienministerium (BMBFSFJ) sowie aus Mitteln des Baye-
rischen Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) gefördert 
wird. Weitere Meldestellen finden sich auf den Internetseiten der zentralen staat-
lichen Anlaufstelle „Initiative Toleranz im Netz“.

Nach Ansicht der Antragsteller ist es für die Öffentlichkeit entscheidend, zu er-
fahren, wie sich in Baden-Württemberg die Anzahl der Hausdurchsuchungen 
wegen Äußerungsdelikten entwickelt hat und welche Rolle die Meldestellen in 
diesem Zusammenhang gespielt haben. Der Antrag ergänzt damit auch frühere 
parlamentarische Initiativen (Drucksachen 17/3025, 17/9045, 17/9047, 17/9771).
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 19. Januar 2026 Nr. JUMRIII-JUM-4100-63/38/11 nimmt das 
Ministerium der Justiz und für Migration im Einvernehmen mit dem Staatsmi-
nisterium, dem Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen und 
dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration zu dem Antrag wie 
folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele Ermittlungen seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund von Äuße-
rungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 Strafgesetzbuch (StGB) 
oder verwandten Tatbeständen aufgenommen wurden (aufgeschlüsselt nach 
Jahr, zuständiger Staatsanwaltschaft, Tatbestand, Grund und Umfang des rich-
terlichen Beschlusses);

Zu 1.:

Eine am 30. Dezember 2025 durchgeführte Auswertung der in den staatsanwalt-
schaftlichen Verfahrensregistern erfassten und noch gespeicherten Ermittlungs-
verfahren ergab die aus der Anlage ersichtlichen Daten im Sinne der Fragestel-
lung. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass die gespeicherten Daten jeweils nur das Haupt-
delikt abbilden. Weitere in demselben Verfahren verfolgte Delikte werden im 
Register regelmäßig nicht gesondert ausgewiesen. Dies bedeutet gleichzeitig, dass 
Verfahren, die auch wegen Äußerungsdelikten im Sinne der Fragestellung geführt 
werden, in der Anlage dann nicht enthalten sind, wenn ein anderes verwirklichtes 
Delikt als Hauptdelikt erfasst ist. Sofern mehreren Beschuldigten im selben Ver-
fahren unterschiedliche Hauptdelikte im Sinne der Fragestellung zur Last gelegt 
werden, sind diese als gesonderte Ermittlungen erfasst. 

Zudem ist darauf hinzuweisen, dass die in den staatsanwaltschaftlichen Verfah-
rensregistern gespeicherten Verfahrensdaten gesetzlichen Löschpflichten unterlie-
gen, die vom jeweiligen Tatvorwurf und dem Verfahrensausgang abhängen. Ein 
erheblicher Teil der in dem in Rede stehenden Zeitraum abgeschlossenen Verfah-
ren war daher notwendigerweise zum Zeitpunkt der Auswertung bereits aus den 
Verfahrensregistern gelöscht worden. 

2.	�wie viele dieser Ermittlungen, die seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund 
von Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 StGB oder 
verwandten Tatbeständen aufgenommen wurden, auf Meldungen einer staat-
lichen oder staatlich geförderten Meldestelle wie „REspect!“ zurückgingen;

Zu 2.:

Statistische Daten im Sinne der Fragestellung werden weder im Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Justiz und für Migration noch im Geschäftsbereich des Mi-
nisteriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen erfasst.

Die statistische Erfassung Politisch motivierter Kriminalität (PMK) erfolgt auf 
der Grundlage des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes Politisch motivierte 
Kriminalität (KPMD-PMK). Mit Beschluss der Ständigen Konferenz der Innen­
minister und -senatoren der Länder vom 10. Mai 2001 sind rückwirkend zum  
1. Januar 2001 mit dem „Definitionssystem Politisch motivierte Kriminalität“ und 
den „Richtlinien für den Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch 
motivierter Kriminalität“ die bundesweit einheitlich geltenden Kriterien zur De-
finition und Erfassung politisch motivierter Straftaten in Kraft gesetzt worden. 
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Diese beinhalten u. a. bundeseinheitlich vereinbarte Katalogwerte (Themenfel-
der, Angriffsziele und Tatmittel), welche statistisch auswertbar sind. Die Art und  
Weise der Anzeigeerstattung etwaiger Straftaten – im Sinne der Fragestellung 
über staatliche oder staatlich geförderte Meldestellen wie REspect! – ist jedoch 
keine automatisiert auswertbare Entität des KPMD-PMK, weshalb auf dieser 
Grundlage hierzu keine Aussage getroffen werden kann. 

3.	�wie viele Hausdurchsuchungen seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund von 
Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 StGB oder ver-
wandten Tatbeständen angeordnet wurden (aufgeschlüsselt nach Jahr, zustän-
diger Staatsanwaltschaft, Tatbestand, Grund und Umfang des richterlichen Be-
schlusses);

4.	�wie viele Hausdurchsuchungen seit 2015 in Baden-Württemberg aufgrund von 
Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. bzw. 111 StGB oder ver-
wandten Tatbeständen durchgeführt wurden (aufgeschlüsselt nach Jahr, zustän-
diger Staatsanwaltschaft, Tatbestand, Grund und Umfang des richterlichen Be-
schlusses);

5.	�wie viele der aufgrund von Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. 
bzw. 111 StGB oder verwandten Tatbeständen durchgeführten Hausdurch­
suchungen zu einer rechtskräftigen Verurteilung geführt haben (aufgeschlüsselt 
nach Jahren, Tatbestand, zuständigem Gericht);

Zu 3. bis 5.:

Die Fragen 3 bis 5 werden aufgrund Sachzusammenhanges gemeinsam beantwor-
tet.

Statistische Daten im Sinne der Fragestellung werden weder im Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Justiz und für Migration noch im Geschäftsbereich des Mi-
nisteriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen erfasst.

6.	�welche staatlichen bzw. staatlich geförderten Meldestellen wie „REspect!“ seit 
2015 in Baden-Württemberg eingerichtet wurden, bei welcher Institution bzw. 
Organisation diese jeweils angesiedelt sind und wie viele Mitarbeiter dort tätig 
sind (aufgeschlüsselt nach Namen der Meldestelle, Jahr der Einrichtung, Trä-
ger, Zuwendungsgeber, Anzahl der Mitarbeiter und Höhe der jährlichen För-
dersumme);

Zu 6.:

Die Angaben zur Meldestelle REspect! der Jugendstiftung Baden-Württemberg 
wurden bereits in der Antwort auf die Kleine Anfrage Drucksache 17/9771, ins-
besondere Ziffer 3, vom 27. November 2025 ausgeführt.

Im November 2019 wurde die Meldestelle „Antisemitismus – Vor Ort und im 
Netz“ der Jugendstiftung eingerichtet. Die Förderung erfolgte bis einschließlich 
2024 im Rahmen des Demokratiezentrums Baden-Württemberg mit Mitteln des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“ und Landesmitteln. Für die Jahre 2019 
bis 2021 wurden die Fördermittel für die Meldestelle REspect! und die Melde-
stelle „Antisemitismus – Vor Ort und im Netz“ nicht gesondert ausgewiesen. Der 
Beauftragte der Landesregierung gegen Antisemitismus und für jüdisches Leben 
unterstützte den Aufbau und die Arbeit der Meldestelle 2019 sowie 2020 finan-
ziell aus seinem Titel 0201 TG 85 mit einer Summe von insgesamt 5 400,00 Euro.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 10046

5

Von 2022 bis 2024 wurde die Meldestelle „Antisemitismus – Vor Ort und im 
Netz“ wie folgt gefördert: 

Seit 2025 wird die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus Baden-
Württemberg (RIAS BW) im Rahmen des Demokratiezentrums Baden-Württem-
berg mit Mitteln des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ und Landesmitteln 
gefördert. Träger ist der Bundesverband der Recherche- und Informationsstellen 
Antisemitismus (Bundesverband RIAS) e. V. RIAS BW erfasst seit 1. Januar 2025 
antisemitische Vorfälle und unterstützt Betroffene von Antisemitismus. 

  
 

 

Jahr: 2022 
 

Ausgabentitel:  

Gesamtfördermittel 15.500,00 Euro Kap. 0908 Tit. 684 03 

davon Personalkosten: 10.500,00 Euro 

davon Sachkosten: 5.000,00 Euro 

Stellenanzahl in VZÄ:  0,5  

 

Jahr: 2023 
 

Ausgabentitel:  

Gesamtfördermittel 15.500,00 Euro Kap. 0908 Tit. 684 70 

davon Personalkosten: 10.500,00 Euro 

davon Sachkosten: 5.000,00 Euro 

Stellenanzahl in VZÄ:  0,21  

 

Jahr: 2024 
 

Ausgabentitel:  

Gesamtfördermittel 24.522,00 Euro Kap. 0908 Tit. 684 70 

davon Personalkosten: 19.522,00 Euro 

davon Sachkosten: 5.000,00 Euro 

Stellenanzahl in VZÄ:  0,21  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

Jahr: 2025 
 

Ausgabentitel:  

Gesamtfördermittel 220.000,00 Euro Kap. 0908 Tit. 684 70 

davon Personalkosten: 148.405,00 Euro 

davon Sachkosten: 26.595,00 Euro 

Stellenanzahl in VZÄ:  2,6 
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7.	�wie viele Meldungen zu Äußerungsdelikten nach §§ 86, 86a, 90a, 130, 185 ff. 
bzw. 111 StGB oder verwandten Tatbeständen bei den einzelnen Meldestellen 
seit 2015 (bzw. seit deren jeweiliger späterer Einrichtung) eingingen und wie 
viele der Meldungen jeweils an Ermittlungsbehörden weitergeleitet wurden 
(aufgeschlüsselt nach Meldestellen, Jahren und Art des Tatbestands);

Zu 7.:

Die Angaben zu Meldungen, die innerhalb des Zeitraums der Förderung im Rah-
men des Demokratiezentrums Baden-Württemberg bei der Meldestelle REspect! 
eingegangen sind, wurden bereits in der Antwort auf die Kleine Anfrage Druck-
sache 17/9771, Ziffern 6/7, vom 27. November 2025 ausgeführt. 

Für die Meldestelle „Antisemitismus – Vor Ort und im Netz“ liegen folgende 
Zahlen zu den insgesamt eingegangenen Meldungen vor. Eine Aufgliederung 
nach Tatbeständen sowie hinsichtlich gegebenenfalls der Weiterleitung an Ermitt-
lungsbehörden besteht nicht.

Für die Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus Baden-Württemberg 
(RIAS BW) liegen für 2025 keine Auswertungen im Sinne der Fragestellung vor.

8.	�mit welchen staatlichen, privaten oder staatlich geförderten Meldestellen außer-
halb von Baden-Württemberg die Staatsanwaltschaften in Baden-Württemberg 
zusammenarbeiten (aufgeschlüsselt nach Namen und Sitz der Meldestellen);

Zu 8.:

Es bestehen keine entsprechenden Kooperationen.

9.	�auf welcher rechtlichen Grundlage die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwäl-
ten in Baden-Württemberg und Meldestellen wie „REspect!“ erfolgt.

Zu 9.:

Der Hinweis auf gegebenenfalls strafbare Inhalte durch die Meldestellen bzw. die 
Recherche- und Informationsstelle gegenüber den Staatsanwaltschaften erfolgte 
bzw. erfolgt durch Strafanzeige gemäß der Strafprozessordnung.

Gentges
Ministerin der Justiz 
und für Migration

  

 

 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kalenderjahr Eingegangene Meldungen 

2019 
(ab November 2019)  

28 

2020  228 

2021 432 

2022 391  

2023 284 

2024  216 
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Anlage

2015 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden     21 75 1 1 1 
StA Ellwangen  1  2 4 173 9 10  
StA Freiburg    1 1 214 3 1  
StA Hechingen    1 5 82 3   
StA Heidelberg    1 2 148 2 6  
StA Heilbronn     12 156 1 1  
StA Karlsruhe     4 246 3 2  
StA Konstanz     5 175 4 1  
StA Lörrach     5 79  1  
StA Mannheim     4 237 4 5  
StA Mosbach      61 1   
StA Offenburg    1 6 95 1   
StA Pforzheim     1 106 1 3  
StA Ravensburg  1   6 276 7 2  
StA Rottweil     1 73 1 1  
StA Stuttgart    3 15 889 4 7 1 
StA Tübingen     3 143 2  1 
StA Ulm     2 159 5 1 1 
StA Waldshut-Tiengen      77 1 6  

2016 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden    1 22 79 6 5  
StA Ellwangen   5 4 6 150 2 2 1 
StA Freiburg     2 260 3 4  
StA Hechingen    1 9 128 5 5  
StA Heidelberg     1 170 4 1  
StA Heilbronn    1 12 213 1 2  
StA Karlsruhe    2 11 256 1 2  
StA Konstanz    1 11 210  3  
StA Lörrach     4 82  5  
StA Mannheim     6 258 4 3  
StA Mosbach     5 47  2  
StA Offenburg     5 123 2 2  
StA Pforzheim    1 6 110  1  
StA Ravensburg     6 263 4 4  
StA Rottweil      105 3 1  
StA Stuttgart    1 29 1070 4 9  
StA Tübingen    1 5 201 4 4  
StA Ulm     8 180 2 1  
StA Waldshut-Tiengen     1 91 2 2  
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2017 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden    1 18 90 3 5 1 
StA Ellwangen    2 6 169 1 2  
StA Freiburg     1 282 1 6  
StA Hechingen    1 14 446 30 31  
StA Heidelberg    1  201 4 2  
StA Heilbronn    1 18 190  3 1 
StA Karlsruhe  1 1  11 255 1 2  
StA Konstanz     2 190 2   
StA Lörrach     2 92  1  
StA Mannheim     6 260 5 5  
StA Mosbach     1 66 1 1  
StA Offenburg     3 185    
StA Pforzheim     6 94 3 2  
StA Ravensburg  1   3 243 3 5  
StA Rottweil  1    110 2 1  
StA Stuttgart  1  1 24 1003 9 8  
StA Tübingen    1 8 157 3 4  
StA Ulm 1    6 161 3 5  
StA Waldshut-Tiengen    1 3 87 2 1  

2018 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden      112 2 5  
StA Ellwangen  1  1 10 198 6 6  
StA Freiburg     1 307 2 1  
StA Hechingen    2 8 503 25 42  
StA Heidelberg     3 203 6 7  
StA Heilbronn 1    12 225 4 5  
StA Karlsruhe  1 1  5 295 4 3  
StA Konstanz     7 217 6 3  
StA Lörrach     1 93  2 1 
StA Mannheim  1  1 4 273 6 7  
StA Mosbach    1 2 69  1  
StA Offenburg 1    4 167 3 3  
StA Pforzheim     3 108 2 1  
StA Ravensburg     6 288 2 6  
StA Rottweil     1 923 2 2  
StA Stuttgart  1  1 21 1.085 16 14  
StA Tübingen     9 194 4 1  
StA Ulm  1   5 162 1 3  
StA Waldshut-Tiengen     2 104 3 4  
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2019 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden    1 7 182 6 11  
StA Ellwangen     4 292 12 23  
StA Freiburg     11 475 25 21 1 
StA Hechingen  1   8 573 26 36 1 
StA Heidelberg  1   8 376 16 24  
StA Heilbronn     13 334 13 19  
StA Karlsruhe  1 1 3 23 457 18 22  
StA Konstanz 1 1  1 8 314 9 15  
StA Lörrach     6 143 1 8  
StA Mannheim    1 8 453 22 25 1 
StA Mosbach  1  1 4 140 5 9  
StA Offenburg     3 228 5 9 1 
StA Pforzheim     5 194 8 12  
StA Ravensburg     8 426 13 16  
StA Rottweil    1 2 166 14 13  
StA Stuttgart  1  3 50 1.624 47 83  
StA Tübingen     13 236 7 12  
StA Ulm  1   12 357 26 13 1 
StA Waldshut-Tiengen 2    3 152 5 17  
GenStA Stuttgart        1  

2020 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 188 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden    1 23 756 56 70   
StA Ellwangen 3   3 28 1.095 77 118  1 
StA Freiburg  1  3 45 1.832 104 120  1 
StA Hechingen    3 10 607 43 48   
StA Heidelberg 1 1  11 57 1.234 84 106   
StA Heilbronn 1   5 49 1.599 85 133   
StA Karlsruhe  2 5 18 70 1.676 97 156  1 
StA Konstanz   1 3 29 1.193 74 88  1 
StA Lörrach  1  2 15 559 36 45  1 
StA Mannheim 3  4 12 68 1.458 88 108   
StA Mosbach    1 5 432 34 46  1 
StA Offenburg 1  1 5 19 704 43 40   
StA Pforzheim    3 20 694 41 51   
StA Ravensburg 1   3 52 1.483 73 122   
StA Rottweil 5   1 17 635 36 64   
StA Stuttgart 3 10 3 52 247 7.077 279 411 1 7 
StA Tübingen 2 1 1 3 71 1.838 58 87   
StA Ulm 1   2 34 1.156 48 66   
StA Waldshut-Tiengen     3 487 33 49   
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2021 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 188 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden  2  10 29 707 37 76 2  
StA Ellwangen  1  7 56 934 94 92  1 
StA Freiburg 1 3 2 5 62 1.718 139 150 1 1 
StA Hechingen 1 1  2 61 602 36 40   
StA Heidelberg 2 2  5 71 1.144 87 94 1 1 
StA Heilbronn 6 11  8 97 1.558 87 152 1  
StA Karlsruhe  13 4 6 93 1.637 113 148 1 1 
StA Konstanz  2 1  42 1.101 69 91 1 1 
StA Lörrach  2  4 17 497 32 32   
StA Mannheim 1 1 2 3 84 1.376 93 130  1 
StA Mosbach  1  2 7 459 35 54 1  
StA Offenburg  3  2 56 661 40 54  1 
StA Pforzheim  6  3 21 640 49 73   
StA Ravensburg 1 3 1 5 112 1.324 63 78 1  
StA Rottweil 2 3 1 1 34 609 27 51  1 
StA Stuttgart 2 15 4 34 518 6.636 305 435 4 1 
StA Tübingen  3 1 4 42 1.393 61 102  2 
StA Ulm 1 6  2 68 1.020 89 95 1 2 
StA Waldshut-Tiengen     10 427 42 44   
GenStA Karlsruhe     1 1     
GenStA Stuttgart      2  5   

2022 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 188 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden 1 28 1 1 30 696 49 81 6 1 
StA Ellwangen 1 46  16 40 992 64 103 7 1 
StA Freiburg 1 86 2 9 63 1.649 86 141 7 1 
StA Hechingen  17  4 25 563 26 39 4 1 
StA Heidelberg 1 30 1 3 68 1.065 68 92 15 1 
StA Heilbronn 2 65 2 10 87 1.538 105 157 7 1 
StA Karlsruhe 1 77 11 8 57 1.687 94 172 17  
StA Konstanz  29 1 23 47 982 61 103 15  
StA Lörrach 2 13   15 514 37 48 4  
StA Mannheim  46 2 7 53 1.390 83 152 29  
StA Mosbach 31 21  3 41 456 36 44 3 2 
StA Offenburg  26   16 554 37 64 1 2 
StA Pforzheim  19 1 5 19 635 41 65 2  
StA Ravensburg  35 2 7 92 1.347 70 88 4 1 
StA Rottweil  17  2 22 543 29 44 5 1 
StA Stuttgart 4 144 5 33 238 6.760 262 453 24 12 
StA Tübingen 1 41 2 3 48 1.256 66 107 6  
StA Ulm 1 36 2 8 64 1.045 56 74 5  
StA Waldshut-Tiengen  11  4 19 433 45 44 5  
GenStA Stuttgart      1  2   
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2023 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 188 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden  30 1 4 35 663 50 113 10 1 
StA Ellwangen 11 59 1 4 83 993 64 99 7  
StA Freiburg  62  3 48 1.665 95 138 9  
StA Hechingen 3 30   26 578 35 57 3  
StA Heidelberg 3 44  6 58 1.051 68 111 14  
StA Heilbronn 4 73 2 12 91 1.522 94 171 14 2 
StA Karlsruhe 4 136 5 8 111 1.665 103 165 22 2 
StA Konstanz 1 36  12 49 1.058 76 109 11  
StA Lörrach 1 30  4 19 572 31 43 3  
StA Mannheim 3 83  6 89 1.288 64 119 7  
StA Mosbach 5 57 1 2 43 394 38 55 4 1 
StA Offenburg  36 1 1 21 584 40 50 5 1 
StA Pforzheim  29 2 4 47 656 43 73 2  
StA Ravensburg 2 59  4 86 1.262 77 108 19 1 
StA Rottweil  41 1 3 33 618 31 73 17 1 
StA Stuttgart 5 329 1 24 277 6.865 282 459 59 6 
StA Tübingen 3 73  4 82 1.245 77 122 20 1 
StA Ulm 1 65  6 72 984 50 88 6  
StA Waldshut-Tiengen 1 12  1 24 467 38 41 3  
GenStA Stuttgart      1     

2024 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 188 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden 1 49 1 3 37 650 51 112 30 1 
StA Ellwangen  100 1 6 60 1.104 88 108 29 1 
StA Freiburg 1 119  11 109 1.697 96 149 27 1 
StA Hechingen  43  5 26 541 35 43 5  
StA Heidelberg  56  2 45 1.094 91 119 21 2 
StA Heilbronn 3 115  8 74 1.827 101 228 27 2 
StA Karlsruhe 7 233 3 7 184 1.717 135 191 25 14 
StA Konstanz 7 60 1 19 65 1.138 75 139 28  
StA Lörrach  58  3 30 606 33 81 13  
StA Mannheim 2 90  8 76 1.388 81 133 20 3 
StA Mosbach 2 34 1  35 429 54 53 4 1 
StA Offenburg 1 78 1 2 64 631 68 65 15 1 
StA Pforzheim  51  7 47 649 50 75 11  
StA Ravensburg 2 78  7 84 1.225 70 96 28  
StA Rottweil  43  1 29 652 52 82 61  
StA Stuttgart 4 337 3 34 252 7.337 281 533 98 1 
StA Tübingen  77  7 99 1.302 81 135 11 2 
StA Ulm 2 107  16 71 1.149 51 111 3  
StA Waldshut-Tiengen  28 1 3 23 597 36 46 1  
GenStA Karlsruhe    2 1      
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2025 ( - 30.12.2025) 
 § 86 

StGB 
§ 86a 
StGB 

§ 90a 
StGB 

§ 111 
StGB 

§ 130 
StGB 

§ 185 
StGB 

§ 186 
StGB 

§ 187 
StGB 

§ 188 
StGB 

§ 189 
StGB 

StA Baden-Baden  51  1 28 625 52 117 19 1 
StA Ellwangen 1 75 2 6 48 1.137 85 145 58 2 
StA Freiburg 1 120 1 9 92 1.666 105 177 30 2 
StA Hechingen  46  2 25 562 33 48 4  
StA Heidelberg 3 82  9 52 1.057 94 147 21 1 
StA Heilbronn 1 150 3 7 70 1.948 116 262 19  
StA Karlsruhe 6 181  12 118 1.761 147 218 31 1 
StA Konstanz 4 80  6 52 1.122 97 114 19 5 
StA Lörrach  30  1 21 569 43 68 21  
StA Mannheim 3 116  10 159 1.526 109 241 72  
StA Mosbach 1 34  3 17 487 59 56 5  
StA Offenburg 2 44  13 65 673 48 82 12  
StA Pforzheim 3 45  4 34 690 64 83 15  
StA Ravensburg 3 111 2 7 90 1.351 124 138 15 1 
StA Rottweil 1 41  3 24 606 43 78 57  
StA Stuttgart 7 359 3 42 201 6.561 307 520 91 2 
StA Tübingen  122  4 69 1.347 64 143 51 3 
StA Ulm 1 122  7 80 1.149 73 133 27  
StA Waldshut-Tiengen  32  5 18 550 66 69 29 1 
GenStA Karlsruhe 2 1  1 2  1 1   
GenStA Stuttgart      1     
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